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Perſonalien. — Erledigungen. x 


Die Stellung des Staates im Adminiftrativ- 
Proteſſe. 


In der Nr. 49 des Jahrgangs 1897 dieſer Zeitſchrift hat Herr 
Dr. Emanuel Adler das Thema des Vertretungsrechtes der Finanz⸗ 
procuraturen im adminiſtrativen Streitverfahren einer Erörterung 
unterzogen. 
. Der Verfaſſer hat mit Recht die Frage in den Vordergrund ge- 
ſtellt, ob das Staats vermögen!) im Adminiſtrativ⸗Verfahren die 
Activ- und Paſſiv⸗Legitimation beſitze, d. h. ob ihm Parteirechte zu— 
kommen. Er bejaht dieſe Frage generell, insbeſondere auch für jene 
Fälle, in welchen die entſcheidende Adminiſtrativ⸗Behörde nach ihrem 
Wirkungskreiſe außerdem die in conereto berührten Intereſſen des 
Staatsſchatzes wahrzunehmen, beziehungsweiſe zu verwalten hat, 
und für alle die zahlreichen Fälſe, in welchen den Gegenſtand des 
Streites Leiſtungen des Staatsſchatzes auf Grund öffentlich-rechtlicher 
Titel bilden. Er bekämpft deshalb das Erkenntniß des Verwaltungs- 
gerichtshofes vom 21. Juni 1897, Z. 3940 ex 1876, welches eine Be- 
ſchwerde der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur gegen einen dies— 
bezüglichen Erlaß des Miniſteriums des Innern a limine zurückgewieſen 
hat und plaidirt für Verwirklichung des angenommenen Grundſatzes 
durch Einräumung einer Vertretung des Staates, und zwar der 
Finanzprocuratur in jeder Adminiſtrativ-Streitſache der angegebenen 
Art, und zwar nicht blos zum Zwecke der Beſchwerdeführung beim Ver⸗ 
waltungsgerichtshofe zu Gunſten des Staates, ſondern auch — ſchon im 
Stadium der adminiſtrativen Streitverhandlung, und in weiterer Con⸗ 
ſequenz für Zuſteaung jeder weſentlichen Erledigung an dieſe Be— 


hörde und Berechtigung dieſer zur Recursführung an die höheren 
adminiſtrativen Inſtanzen. Zur Begründung der Legitimation der Finanz— 


9 Vom Standpunkte des Verfaſſers kamen wohl neben den Vermögens⸗ 
rechten auch andere Rechte des Staates in Frage. 


procuraturen beruft ſich der Verfaſſer auf den § 2 der allgemeinen 
Fiscal⸗Inſtruction vom Jahre 1783, J. G. S. Nr. 124. 

Wir vermögen de lege lata der Anſicht des Verfafſers nicht 
beizupflichten. 

Vorerſt ſei hier bemerkt, daß für das vom Verfaſſer abgegrenzte 
Gebiet — der Streitigkeiten über Leiſtungen aus dem Staatsſchatze — 
die bekannte Controverſe von entſcheidender Bedeut ung iſt, welche 
zwiſchen dem Reichsgerichte und dem Verwaltungsgerichts hofe eigentlich 
noch immer bezüglich der gegenſeitigen Competenz obſchwebt, und dahin 
geht, daß erſteres, ſobald nur eine Leiſtung des Staates im Spiele iſt, 
unter dem Titel des „geſtellten Anſpruches“ ſeine ausſchließliche 
Zuſtändigkeit auch dann annimmt, wenn vorgängig im Inſtanzenzuge 
von den Adminiſtrativbehörden kraft geſetzlicher Beſtimmung 
verhandelt und entfchieden worden war, während der Verwaltungs- 
gerichtshof unter dieſen Vorausſetzungen gleichfalls ſich allein für com⸗ 
petent erklärt, indem er die vorangegangenen adminiſtrativbehördlichen 
Enunciate als wahre — feiner Ueberprüfung unterliegende — Judi⸗ 


| cate anfieht.2) 


Von entſcheidender Bedeutung ſagten wir — weil, wenn die Auf- 
faſſung des Reichsgerichtes die richtige iſt, die ganze aufgeworfene Frage 
inſoferne entfällt, als nach derſelben ein Streitverhältniß im 
techniſchen Sinne überhaupt erſt mit der beim Reichsgerichte einge⸗ 
brachten Klage begründet wird, die Vertretung des Staates in dem 
reichsgerichtlichen Verfahren aber durch das Geſetz vom 13. April 1869, 
R. G. Bl. Nr. 44, ſpeciell geregelt iſt. 

Der Verfaſſer ſteht offenbar nicht auf dieſem Standpunkte, hält 
ſich vielmehr an die grundſätzliche Anſchauung des Verwaltungsgerichts— 
hofes und wir wollen das Gleiche thun, das heißt davon ausgehen, 
daß auch über an den Staat geſtellte Anſprüche ein wirkliches Streit— 
verfahren auch ſchon vor den Adminiſtrativ-Behörden möglich ſei. 
Dr. Adler vermeint, die Berechtigung, in ſolchen Fällen auch Namens 
des Staates die Hilfe des Verwaltungsgerichtshofes anzurufen, ergebe 
ſich aus den Paragraphen 2 und 3 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, welch erſterer ganz allgemein ſagt, daß, wenn 
Jemand durch eine Entſcheidung oder Verfügung der Verwaltungs⸗ 
Behörden in ſeinen Rechten verletzt zu ſein behauptet, er ſeinen Anſpruch 
beim Verwaltungsgerichtshofe verfolgen könne, ſo daß gewiß nicht in 
Abrede zu ſtellen ſei, daß auch der Staat hierunter begriffen ſein könne, 
während § 3 J. e. in feine taxative Aufzählung der von der Zuſtändig— 
keit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeſchlofſenen Fälle Angelegenheiten 
oder Beſchwerden des Staatsvermögens oder Staatsſchatzes nicht aufge— 
nommen habe. 

Aber auch ſchon im Adminiſtrativ-Verfahren müſſe nach den 
Grundſätzen des rechtlichen Gehörs und im Intereſſe der Rechtsgleichheit 
eine Vertretung des Staatsintereſſes eintreten. 

Dieſen anſcheinend ſehr triſtigen Gründen gegenüber empfehlen 
2) Der Competenzconflicts⸗Senat hat zwar die Meinung des Reichsgerichtes 
gebilligt. Da aber deſſen Entſcheidungen nicht über den Einzelfall hinauswirken, 
iſt die Sache noch immer unentſchieden und iſt nur auffallend, daß ſich die Ge: 
ſetzgebung bisher noch nicht zu einer Remedur beſtimmt gefunden hat. 


le 


wir, ſich gegenwärtig zu halten, daß das für unfere Verwaltungsgerichts— 
pflege eigentlich in erſter Linie maßgebende Staatsgrundgeſetz vom 21. De⸗ 
cember 1867, Nr. 144, über die richterliche Gewalt in ſeinem Art. 15, 
Al. 3, lediglich eine richterlich organiſirte Stelle zur Ueberprüfung von 
adminiſtrativbehördlichen Entſcheidungen und Verfügungen in's Leben ge- 
rufen wiſſen wollte, ohne ſouſt das Weſen und Verfahren unſerer 
Verwaltung, beziehungsweiſe Verwaltungsbehörden ſelbſt irgendwie zu 
tangiren. 

Für dieſes Verfahren blieb es durchwegs bei den bis dahin be— 
ſtandenen Vorſchriften, welche aber gerade für die vom Verfaſſer heraus⸗ 
gehobenen Fälle (Leiſtungen des Staates) eine ſelbſtändige Vertretung 
des allerdings in der Sache intereſſirten Staatsſchatzes regelmäßig nicht 
anerkeunen. Beiſpielsweiſe iſt bezüglich der hiehergehörigen Feſtſtellung 
und Zuerkennung der Bezüge der Staatsdiener von einer ſolchen Ver— 
tretung keine Rede. Der Vorgang iſt gewöhnlich ein äußerſt einfacher. 
Mit der Ernennung zu einem Staatsdienſtpoſten erfolgt die Anweiſung 
der ſyſtemgemäßen Bezüge in der Regel ohne jede vorgängige Verhand—⸗ 
lung, indem die thatſächlichen Verhältniſſe den Amtsacten entnommen 
werden. Gegen eine hiebei unterlaufene Geſetzwidrigkeit kann zwar der 
Staatsdiener bis zur Inſtanz des Verwaltungsgerichtshofes Abhilfe ſuchen, 
dagegen bieten die beſtehenden Normen keinen Anhalt dafür, daß der 
Staat ſein Intereſſe an der richtigen Handhabung des Geſetzes hiebei 
parteimäßig, d. i. in der Stellung einer Proceßpartei wahrnehmen könne. 

Der Grund für dieſe anſcheinend ungünſtigere Poſition des Staats⸗ 
ſchatzes wird wohl darin zu ſuchen ſein, daß unſere Verwaltungsgeſetz— 
gebung vermeint, daß das ſtaatliche Intereſſe durch interne Einrichtungen 
genügend geſchützt ſei. Als ſolche interne Sicherungsmaßregeln erſcheinen: 
die Schranken, welche den untergeordneten Verwaltungsinſtanzen in Be— 
zug auf finanzielle Zugeſtändniſſe geſetzt ſind, wonach jede Inſtanz nur 
bis zu einer beſtimmten Maximalziffer ohne höhere Ermächtigung eine 
den Staatsſchatz belaſtende Verfügung treffen kann, wonach weiter die 
verſchiedenen Verwaltungsſtellen angewieſen ſind, in Fällen, wo die In⸗ 
tereſſen mehrerer Reſſorts in Frage kommen, im gegenſeitigen Einver⸗ 
nehmen vorzugehen, endlich die geſetzlich normirte Verantwortlichkeit der 
Staatsdiener für die dem Geſetze entſprechende Ausübung ihrer Amts⸗ 
functionen. 

Wir wollen nicht behaupten, daß dieſe Cautelen durchaus genügend 
ſind, oder daß ſich in dieſer Materie nicht vielleicht eine Reviſion der 
beſtehenden Normen als recht nützlich erweiſen könnte, gewiß aber ſcheint 
es zu ſein, daß bisher die Geſetzgebung ſich nicht beſtimmt fand, an 
dieſen jedenfalls eine weſentliche Vereinfachung der Geſchäfte bedingenden 
Einrichtungen etwas zu ändern, und daß dasjenige, was der Verfaſſer 
ſeinerſeits zur Wahrung des Staatsintereſſes als nothwendig erklärt, in 
den beſtehenden Geſetzen keine Stütze findet und daher nur de lege 
ferenda in Betracht kommen könnte. 


Insbeſondere kann aber auch nicht behauptet werden, daß die den 


Wirkungskreis der Finanzprocuraturen umſchreibenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen dieſen Behörden die Rolle eines Parteivertreters der ſtaatlichen 
Intereſſen im Adminiſtrativ-Proceſſe zuweiſen. Die Dienſtesinſtruction 
vom Jahre 1855 kennt nur eine gerichtliche Vertretung neben der Rechts⸗ 
berathung der ſtaatlichen Verwaltungsorgane. In beiden Richtungen kommt 
der Finanzprocuratur eigene Initiative nur ganz ausnahmsweiſe zu, der 
großen Regel nach hat ſie nur auf Anregung der verwaltenden Behörden 
vorzugehen. 

Nun iſt zwar das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshofe auch 
ein gerichtliches Verfahren, allein abgeſehen davon, daß die Dienſtes⸗ 
inſtruction zwar ſehr vieles in Betreff der rein civilgerichtlichen Ver— 
tretung, nichts aber von der Vertretung in Verwaltungsangelegenheiten, 
für die zur Zeit ihrer Erlaſſung eine Gerichtsinſtanz noch gar nicht be— 
ſtand, fagt, iſt doch nicht zu überſehen, daß das Geſetz vom 22. October 
1875, R. G. Bl. Nr. 36, ex 1876 ($ 30), die Vertretung der Ver⸗ 
waltungsbehörde nicht zu Gunſten der Finanzprocuraturen regelt, und 
mit keinem Worte des Falles erwähnt, daß der Staat ſelbſt Beſchwerde 
führt. § 31 hätte hiezu ausreichenden Anlaß geboten, da er doch auch 
Behörden erwähnt.“) 

Aber auch die ſchon oben gedachte alte Fiscal-Inſtruction bietet für 
ein Beſchwerderecht der Finanzprocuraturen, und zwar insbeſondere für 
ein ſolches aus eigener Entſchließung der Finanzprocuratur, keine aus⸗ 
reichende Stütze. Der vom Verfaffer bezogene § 2 hat wohl nur die ge- 

Y Unſeres Erachtens find hierunter freilich nicht Staatsbehörden mitbe⸗ 
griffen. Wenn aber doch, ſo erſcheint die Finanzprocuratur geradezu ausgeſchloſſen. 


richtliche Vertretung im Auge und bindet die Procuratur gleichfalls an 
die Weiſungen der Landesſtelle. 

Eher hätte ſich noch auf § 8 dieſer Fiscal-Inſtruction berufen werden 
können, welcher es als eine weſentliche Pflicht der Kammerprocuraturen 
erklärt, ſtets auf die Befolgung der Geſetze und Anordnungen, welche 
ſowohl in politico als justitiali und Cameralſachen erlaſſen werden, 
wachſam zu fein und ihr ein diesſälliges Unterſuchungs⸗ und Klage⸗ und 
Anzeigerecht ſelbſt gegen den Landeschef einräumt. Allein auch dieſe 
weitgehenden Befugniſſe laſſen ſich kaum mit dem Rechte, in jeder einzelnen 
Streitſache als Partei mitzuwirken, identificiren. Uebrigens iſt der Zweifel 
nicht abzuweiſen, ob denn dieſe ganze Fiscal⸗Inſtruction mindeſtens mit 
der Wirkung gegen Dritte (Private) heute überhaupt noch geltendes Geſetz 
ſei. Denn die vom Verfaſſer berufene, auf a. h. Entſchließung beruhende 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 17. December 1855, Z. 19.040, 
iſt unſeres Wiſſens nicht kundgemacht. 

Es iſt ſchließlich doch auch zu erwägen, daß ſolche alte Normen, 
da ſie von der Vorausſetzung völlig verſchiedener Organiſation der Ver⸗ 
waltung ausgingen, auf die heutigen, fo weſentlich abweichenden Ver— 
hältniſſe überhaupt kaum mehr applicirt werden können. 

Aus den vorſtehenden Erörterungen ergibt ſich unſeres Erachtens 
die für ein viel weiteres Gebiet, als der Verfaſſer in Betracht gezogen 
hat, maßgebende Schlußfolgerung, daß der Staat grundſätzlich nicht in 
der Lage iſt, gegenüber den Entſcheidungen ſeiner Verwaltungsbehörden 
im Verwaltungsſtreitwege Abhilfe zu ſuchen. Es gilt dies nämlich auch 
dann, wenn die entſcheidende nicht zugleich verwaltende Inſtanz iſt, ſondern 
dieſe Functionen verſchiedenen Staatsbehörden zukommen, alſo ein Reſſort 
gegenüber dem anderen ſteht. 

Nur wenn der Staat lediglich als Inhaber von reinen Privat— 
rechten an einer Verwaltungsſache rechtlich intereffirt iſt (z. B. als Be⸗ 
ſitzer einer unbeweglichen Sache), nimmt er vollkommen die Stellung 
des privaten Staatsbürgers ein und wird ihm daher auch die Verfolgung 
ſeines Rechtes im Verwaltungsrechtswege zuſtehen. Er wird aber ſelbſt 
hier nach der dermaligen Geſetzgebung nicht an die obligatoriſche Ver⸗ 
tretung durch die Finanzprocuratur gebunden ſein. 

Die Inſtitution des Verwaltungsgerichtshofes iſt eben weſentlich 
nur als eine ſolche zum Schutze des Staatsbürgers gegenüber dem 
Staate gedacht, nicht aber als eine ſolche zur Wahrung der ſtaatlichen 
Intereſſen gegenüber den eigenen Organen desſelben. 

Wir brauchen nicht des Weiteren auszuführen, daß bei Annahme 
des Gegentheils und Zugeſtehung der Legitimation der Finanzprocura⸗ 
turen, dieſe zu weſentlich verſchiedenen Organen als jenes, das unſere 
actuelle Geſetzgebung in ihnen anerkennt, würden, daß fie in eine Art Ueber— 


ordnungs⸗Verhältniß ſelbſt den Centralſtellen gegenüber verſetzt würden, 


was aber durchaus nicht in der Tendenz unſerer neuen Geſetzgebung ge- 
legen ſein konnte. J. von Spaun. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Streit zwiſchen dem Landesausſchuſſe von Mähren und dem Landes⸗ 

ausſchuſſe von Schleſien bezüglich der Abrechnung über die Beitrags⸗ 

leiſtung der Länder Mähren und Schleſien zur Bedeckung des jährlichen 

Abganges bei dem mähriſch⸗ſchleſiſchen Zwangsarbeitshaus⸗Fonde. 

Verhältniſſe, welche ſich auf Eigenthumsobjeete beziehen, die einem 

öffentlichen Zwecke dienen, ſind öffentlich⸗rechtlicher Natur, auch wenn 
fie ſich auf Vereinbarungen gründen (S 290 a. b. G. B.). 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 20. October 1897 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die von dem ſchleſiſchen Laudes⸗ 
ausſchuſſe in Vertretung des Herzogthums Schleſien sub praes. 21. März 
1897, 3. 54 R. G., eingebrachte, von dem Advocaten und Landesaus⸗ 
ſchußbeiſitzer Herrn Dr. Rochowanski gezeichnete Klage wider den mähriſchen 
Landesausſchuß in Vertretung der Markgrafſchaft Mähren auf Feſtſtellung 
der Abrechnungsart über die Beitragsleiſtung der Kronländer Mähren 
und Schleſien zu dem unbedeckten Abgange des mähriſch⸗ſchleſiſchen Zwangs⸗ 
arbeitshaus⸗Fondes und auf Rückerſatz zuviel geleiſteter Beiträge und über 
das darin geſtellte Begehren um Erkenntniß des Reichsgerichtes: 

„1. Der mähriſche Landesausſchuß als Vertreter des Landesfondes 
der Markgrafſchaft Mähren iſt ſchuldig, die Abrechnung über die Bei⸗ 
tragsleiſtung der Kronländer Mähren und Schleſien zur Bedeckung des 
jährlichen Abganges bei dem mähriſch⸗ſchleſiſchen Zwangsarbeitshaus⸗Fonde 
nach den von dem mähriſchen Landesausſchuſſe in der 
Note vom 4. September 1886, 3. 19.703, dem ſchleſi⸗ 


„ D 


ſchen Landesausſchuſſe in Vorſchlag gebrachten und von 
dem letzteren in der an den mähriſchen Landesausſchuß 
gerichteten Note vom 27. October 1886, 3.4725, ange⸗ 
nommenen Grundſätzen vom Jahre 1886 angefangen in der Art 
zu pflegen, daß die jährliche Auſtheilung der durch die Einnahmen nicht 
bedeckten Ausgaben der mähriſch⸗ſchleſiſchen Zwangsarbeitsanſtalt in Brünn, 
ohne Rlüäckſicht, ob die dem Lande Schleſien nach dem Eigenthumsrechte 
an der bezeichneten Anſtalt zuſtehenden Plätze in dem Abrechnungsjahre 
mehr oder weniger beſetzt waren, auf dem Landesfonde der beiden Länder 
nur nach dem Verhältniſſe der aufgelaufenen Verpflegs— 
tage der mähriſchen (auch Enclaviſten) und der ſchleſi— 
ſchen Zwänglinge zu vertheilen ſind. 

N 2. Der mähriſche Landesausſchuß iſt ſchuldig, die in den ſeit dem 
Jahre 1891 durchgeführten, gegen die vorſtehenden Grundſätze verſtoßen⸗ 
den Abrechnungen dem Lande Schleſien, beziehungsweiſe dem ſchleſiſchen 
Landesfonde im Jahre 1891 um 1930 fl. 99 kr., 1892 um 1293 fl. 78 ½ kr., 
1893 um 2167 fl. 97 kr., 1894 um 1697 fl. 88 kr. zuviel aufge⸗ 
rechneten Beiträge dem ſchleſiſchen Landesfonde bei ſonſtiger Execution 
zu erſetzen, zu Recht erkannt: 

1. Der mähriſche Landesausſchuß als Vertreter des Landesfondes 
der Markgrafſchaft Mähren iſt ſchuldig, die Abrechnung über die Bei⸗ 
tragsleiſtung der Kronländer Mähren und Schleſien zur Bedeckung des 
jährlichen Abganges bei dem mähriſch⸗ſchleſiſchen Zwangsarbeitshausfonde 
vom Jahre 1886 angefangen in der Art zu pflegen, daß die jährliche 
Auftheilung der durch die Einnahmen nicht bedeckten Ausgaben der 
mähriſch-ſchleſiſchen Zwangsarbeitsanſtalt in Brünn auf die Landesfonde 
der beiden Länder nur nach dem Verhältniſſe der aufgelaufenen Ver⸗ 
pflegstage der mähriſchen leinſchließlich der Enclaviſten) und der fchlefi- 
ſchen Zwänglinge zu vertheilen ſind. 

2. Der mähriſche Landesausſchuß iſt ſchuldig, die in den ſeit dem 
Jahre 1891 durchgeführten, gegen die vorſtehenden Grundſätze verſtoßen⸗ 
den Abrechnungen dem Lande Schleſien, beziehungsweiſe dem ſchleſiſchen 
Landesfonde im Jahre 1891 um 1930 fl. 99 kr., 1892 um 1293 fl. 70½ kr., 
1893 um 2167 fl. 97 kr., 1894 um 1697 fl. 88 kr. zuviel aufge⸗ 
rechneten Beiträge dem ſchleſiſchen Landesfonde binnen 14 Tagen bei 
ſonſtiger Execution zu erſetzen. e 

Gründe: Ueber den Sachverhalt, wie er ſich aus den 
Allegaten der Klage ergibt, ſoweit er die Verhandlungen zwiſchen 
dem mähriſchen und dem ſchleſiſchen Landesausſchuſſe über die Beitrags- 
leiſtung zu dem Mähren und Schleſien gemeinſamen Zwangsarbeitshaus 
in Brünn betrifft, ſind beide Streittheile im Weſentlichen einig. 

Der Streit betrifft nur die Frage nach dem Sinne gewiſſer 
Vereinbarungen, die zwiſchen dem klagenden und dem beklagten 
Landesausſchuſſe getroffen wurden; ſteht dieſer Sinn einmal feſt, und 
iſt es der von der Klageſeite behauptete, dann iſt kein Zweifel, daß die 
Zifferanſätze der in Anſpruch genommenen Summen gleichfalls als 
richtig anzuſehen ſind. 

Die Kronländer Mähren und Schleſien ſind Miteigenthümer der 
Zwangsarbeitsanſtalt in Brünn. Ihre ek wurde bewilligt durch 
die Allerhöchſte Entſchließung vom 10. Auguſt 1838, die zugleich 
beſtimmte, es ſolle ſich der Beitragsquotient zur Errichtung und 
Erhaltung derſelben nach den Bevölkerungsverhältuiſſen beider 
Länder richten, was für Mähren etwas mehr als 79, für Schleſien etwas 
mehr als 20% ergab. Mit der Aufnahme der Zwänglinge ſollte 
aber lediglich nach dem Vorhandenſein geeigneter Indivi— 
duen der einen und der anderen Provinz vorgegangen werden. Seit 
dem Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 25. April 1850 wurde 
von den 200 Plätzen, die die Anſtalt damals enthielt, eine gleichfalls 
dem Verhältniß der Concurrenzbeiträge entſprechende 
Zahl für Schleſien vorbehalten und durch den dortigen Statthalter 
beſetzt. Die ſo für Schleſien reſervirten Plätze betrugen 41 und noch 
einen bei jedem dritten Erledigungsfalle, ſomit 41½¼ . Die mähriſchen 
Euclaven in Schleſien erſcheinen dabei als Theile von Mähren. 

Bald nach dem Erſcheinen des Geſetzes vom 24. Mai 1885, 
R. G. Bl. Nr. 90, traf der mähriſche Landesausſchuß, um die ſofortige 
Unterbringung einer größeren Anzahl von Zwänglingen zu er⸗ 
leichtern, Einrichtungen in der Brünner Anſtalt, durch welche 40 neue 
Plätze geſchaffen wurden. Die mähriſche Statthalterei erhöhte denn 
auch laut Note vom 25. Februar 1886, 3.5654, die Zahl der für 
Schleſien reſervirten Plätze auf 65, es ſollten aber dieſe Plätze ſortan 
für alle jene Zwängkinge beſtimmt fein, deren Anhal— 
tung von der bei der ſchleſiſchen Landesregierung be— 


ſtellten Commiſſion erfolge, gleichviel, welchem Kroulande ſie 
angehören mochten. 

Wegen dieſen neuen Beſtimmungen entwickelte der ſchleſiſche Landes⸗ 
ausſchuß dem mähriſchen in der Note vom 18. Mai 1886, Z. 1515, 
ſeine Anſicht dahin, daß alle von der mähriſchen Commiſſion 
abgeſtellten Zwänglinge auf Rechnung der Zahl der mähriſchen 
Plätze angehalten werden follten, ohne daß wegen der dar— 
unter beſindlichen Schleſier ein Verpflegskoſtenanſpruch an 
das Land Schleſien geſtellt werde; umgekehrt ſollten die von der ſchleſſi— 
ſchen Commiſſion abgeſtellten Mährer auf Rechnung 
der Zahl der ſchleſiſchen 65 Plätze untergebracht wer— 
den, gleichfalls ohne daß ihrelwegen auf Grund des Geſetzes ein Er— 
ſatzanſpruch an Mähren geſtellt werde. 

Der mähriſche Landesausſchuß lehnte dieſe Auffaſſung in ſeiner 
Note vom 4. September 1886, Z. 19.703 (Beilage der Klage 3) ab: 
ſeiner Meinung nach ſeien alle Schleſier, möchten ſie von der 
ſchleſiſchen oder von der mähriſchen Commiſſion abge- 
ſtellt ſein, auf Rechnung der ſchleſiſchen Plätze, — und alle 
Mährer, auch jene, die von der ſchleſiſchen Commiſſion 
abgeſtellt werden, auf Rechnung der mähriſchen Plätze unterzubringen; 
dabei beanſpruchte er für Mähren das Recht, nach § 4 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885 für jene Zahl der in der Brünner Anſtalt unter 
gebrachten Schleſier, welche das Fünftel der Geſammtzahl 
der Zwänglinge überſteige, den Verpflegskoſtenerſatz zu 
fordern. Zugleich erklärte er: Schleſiens Antheil an der Anſtalt betrage 
/; daher ſei auch die dermal feſtgeſetzte Zahl von 65 Plätzen zu 
hoch, da ſie ein volles Viertel der vorhandenen 260 Plätze ausmache; 
die richtige Zahl wäre 53. 

In derſelben Note kommt der mähriſche Landesausſchuß auf einen 
Vertheilungsmodus zurück, der von Seite Schleſiens ſchon im 
Jahre 1849 angeregt worden war. Danach ſollten die durch die eigenen 
Einkünfte der Anſtalt nicht bedeckten Koſten anf die beiden Länder nicht 
nach dem Verhältniß von 4:1, ſondern nach dem facti- 
ſchen Verhältniß der für die mähriſchen und die ſchleſiſchen 
Zwänglinge aufgelaufenen Verpflegstage aufgetheilt 
werden. Dieſes Verhältniß würde — die Note ſelbſt berechnet es — 
im Jahre 1885 zu folgendem Ergebniß geführt haben: Die unbedeckten 
Koſten betrugen 27.423 fl. 43 kr., die Geſammtzahl der Verpflegstage 
83.008, von denen 56.206 auf Mähren, 26.802 auf Schlefien ent⸗ 
fielen; Mähren hätte danach 18.568 fl. 95 kr., Schleſien 8854 fl. 48 kr. 
zu zahlen gehabt. Dieſer Modus wird als „vollkommen gerecht“ und auch 
deu Geſetze entſprechend bezeichnet. 

In ſeiner Antwort (Note vom 27. October 1886, Z. 4725, Klags⸗ 
beilage 4) ſchlägt der ſchleſiſche Landesausſchuß ſelbſt vor, die Zahl der 
von der mähriſchen Statthalterei für Schleſien vorbehaltenen 65 Plätze 
auf 56 zu reduciren, was bei dem von der mähriſchen Statthalterei be— 
kanntgegebenen Belagraume von 270 Plätzen dem Antheil Schleſiens 
ziemlich genau entſprechen würde; er acceptirt ferner den Satz, daß 
die in Schleſien heimatberechtigten Zwänglinge der gemein— 
ſamen Anſtalt für Rechnung der ſchleſiſchen, und umgekehrt die 
in Mähren (und den fchlefifchen Enclaven) heimatberechtigten 
Zwänglinge für mähriſche Plätze zu zählen ſeien, mögen 
die einen und die anderen von der ſchleſiſchen oder von der 
mähriſchen Commiſſion zur Anhaltung gebracht ſein. Endlich 
ſchlägt er dem mähriſchen Landesausſchuß vor, daß die Auftheilung der 
durch eigene Einnahmen nicht bedeckten Koſten der Anſtalt auf die beiden 
Länder nach Verhältniß der aufgelaufenen Verpflegstage der mähriſchen 
und ſchleſiſchen Zwänglinge vom 1. Jänner 1887 durchzuführen ſei. 

Den letzten Antrag lehnte der mähriſche Landesausſchuß mit Note 
vom 20. November 1886, Z. 34.800, ab, indem er den neuen Der- 
rechnungsmodus ſchon früher in Wirkſamkeit treten zu laſſen wünſchte; 
mit der Zahl von 56 Plätzen war er aber einverſtauden, woferne wirk— 
lich 270 Plätze vorhanden ſeien. Bisher ſeien es ſo viele nicht geweſen. 

In ſeiner Note vom 28. Juni 1887, Z. 695, wiederholt der 
ſchleſiſche Landesausſchuß, daß nach den Mittheilungen der mähriſchen 
Statthalterei die Brünner Anſtalt einen Belagraum von 270 Köpfen 
habe; ſollte nur Raum für 260 ſein, ſo würde Schleſien doch Auſpruch 
auf rund 54 Plätze haben. Ebenſo betont er, daß er die Verſchiebung 
der Durchführung der neuen, beiderſeits principiell bereits angenommenen 
Abrechnungsart bis zum 1. Jänner 1887 als eine Forderung der 
Billigkeit anſehe, und bekämpft die Behauptung des mähriſchen Landes- 
ausſchuſſes, daß dieſem nach dem eitirten Geſetze von 1885 das Rech 
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zuſtehe, für die das Fünftel überſteigende Anzahl der 
ſchleſiſchen Zwänglinge Verpflegskoſten vom Lande 
Schleſien in Anſpruch zu nehmen. Vielmehr bleiben die die Ver— 
theilung des Nettoabganges der gemeinſchaftlichen Anſtalt in Brünn be- 
treffenden Grundſätze unberührt durch das Geſetz von 1885 — ſo 
lange in Geltung, bis fie im Einverſtändniß beider Intereſſenten abge- 
ändert werden. Auch im Sinne des citirten Geſetzes könne 
von Schleſien für ſeine in der gemeinſchaftlichen Anſtalt unter— 
gebrachten Zwäuglinge, insbeſondere ſo lauge die alte Abrechnungsart 
beſtehe, ein Erſatz der Verpflegskoſten nicht gefordert werden, 
da ein ſolcher nach §S 4 in Verbindung mit § 1 des Geſetzes nur für 
jene Zwängliunge zu leiſten iſt, die in einem Lande zuſtändig ſind, 
dem die Zwangsarbeitsanſtalt nicht gehört, beziehungs— 
weiſe nicht mitgehört. 

Da aber der mähriſche Landesausſchuß in ſeiner Note vom 2. Auguſt 
1887, Z. 25.015, in allen Punkten an den von ihm ausgeſprochenen 
Auſchauungen feſthielt, fo entſchloß ſich der ſchleſiſche Landesausſchuß laut 
Note vom 28. December 1887, Z. 4890, als Termin für die Einführung 
der neuen Abrechnungsart den 1. Jänner 1886 feſtzuſetzen, wofern 
für die ſchleſiſchen Zwänglinge 56 Plätze zugeſtanden würden. 
Und darauf ging der mähriſche Landesausſchuß in ſeiner Note vom 
7. Jänner 1888, 3. 182, „vorbehaltlos“ ein. 

So war durch dieſe Verhandlungen die Zahl der ſchleſiſchen Plätze 
fixirt, der Abrechnungsmodus nach der Bevölkerungsziffer durch den 
nach den Verhältniß der beiderſeitig aufgelaufenen Verpflegstage erſetzt, 
und der Zeitpunkt für die Durchführung der neuen Abrechnungs- 
weiſe einverſtändlich feſtgeſtellt. Eine andere Frage aber blieb noch immer 
ſtreitig und führte zu neuen Verhandlungen. 

Durch Note vom 1. Auguſt 1889 theilte der mähriſche Landes- 
ausſchuß dem ſchleſiſchen Landesausſchuſſe mit, daß der Schlafſaal, durch 
deſſen Adaptirung die Zahl der Plätze in der Brünner Anſtalt auf 270 
erhöht worden war, mit Rückſicht auf mehrere neu eröffnete mähriſche 
Zwangsarbeitsanſtalten wieder aufgelaſſen und damit der Belagraum 
abermals auf 250 Köpfe herabgeſetzt worden ſei; doch nahm der mähriſche 
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Landesausſchuß keinen Anſtand, dem Lande Schleſien vorläufig bis auf 


Weiteres 56 Plätze zu reſerviren. Dazu wurde aber bemerkt, daß, wenn 
für ſchleſiſche Zwänglinge im Laufe des Jahres mehr als die 
auf 56 Plätze entfallenden 20.440 (im Schaltjahre 20.496) Ver⸗ 
pflegstage auflaufen ſollten, für alle über dieſe Zahl 
aufgelaufenen Verpflegstage die Verpflegsgebühr täg- 
licher 45 kr. vom ſchleſiſchen Landesfonde an den Zwangsarbeitshaus⸗ 
Fond bezahlt werden müſſe; dieſe Koſten würden fo verrechnet werden, 
wie die Verpflegskoſten für andere frendländiſche Corrigenden; hierauf erſt 
werde der Abgang zu ermitteln, und nach dem Verhältniſſe der für 
mähriſche Corrigenden factiſch und der für fchlefifche Corrigenden mit der 
Ziffer von 20.440 (20.496) aufgelauſenen Verpflegstage zu repartiren 
ſein. Für den Fall, daß Schleſien hierauf eingehe, erklärte ſich der 
mähriſche Landesausſchuß bereit, „die unbeſchränkte Aufnahme ſchleſiſcher 
Corrigenden zu ermöglichen“. 

Darauf erſuchte der ſchleſiſche Laudesausſchuß in ſeiner Note vom 
1. October 1889, Z. 5891, mit Rückſicht auf die Thatſache, daß in 
Mähren einige neue Zwangsarbeitsanſtalten eröffnet worden waren, um 
Erhöhung der Zahl der ſchleſiſchen Plätze in der Brünner Anſtalt auf 80. 
Er machte geltend, daß Schleſien als Miteigenthümerin der Anſtalt ſchon 
wegen der Herabminderung der Regiekoſten auf die möglichſte Ausnützung 


des Raumes dringen müſſe, und er verwahrt ſich dagegen, daß 


Schleſien als Miteigenthümerin der Anſtalt rückſicht— 
lich deren Benützung wie ein fremdes Kronland be— 
handelt werde. 

Aus dem weiteren Notenwechſel verdient hervorgehoben zu werden, 
daß der mähriſche Landesausſchuß in ſeiner Note vom 29. December 
1890, 3. 48.513 (Klagsbeilage 12) betonte, daß Schleſien eigentlich nur 
auf 51 Plätze Anſpruch habe; daher habe der mähriſche Landesaus— 
ſchuß beſchloſſen: Ueberſteigt die Geſammtzahl der Zwänglinge in 
der Brünner Anſtalt die Ziffer von 250 und befinden ſich dar— 
unter mehr als 51 Schleſier, fo ſoll die 51 überſteigende 
Zahl ſchleſiſcher Zwänglinge in die mähriſche Zwangs— 
arbeitsauſtalt in Iglau überſtellt werden. Dem gegenüber 
ſprach der ſchleſiſche Landesausſchuß in ſeiner Note vom 11. Juni 1891, 
3.1451, den Wunſch aus, daß es einſtweilen bei den 56 ſchleſiſchen 
Plätzen verbleiben möge, erklärt ſich aber einverſtanden mit der 
Abtransportirung der dieſe Zahl überſteigenden ſchleſiſchen 


Zwänglinge, wofern die Geſammtzahl der Zwänglinge die Ziffer von 
250 überſteigt. Hierauf erklärte dee mähriſche Landesausſchuß in der 
Note vom 5. December 1891, Z. 39.588, ſich bereit, die gewünſchten 
56 Plätze bis zur Activirung der eigenen ſchleſiſchen Zwaugsarbeits⸗ 
anſtalt und längſtens bis zum Jahre 1894 zuzugeſtehen; er beſtand aber 
darauf, daß, wenn die Geſammtzahl von 250 Zwänglingen über⸗ 
ſchritten werden ſollte, für jeden die Zahl 50 überfteigenden 
Zwängling die Verpflegstaxe bezahlt werden müſſe. Dieſe Pro- 
poſition lehnte der ſchleſiſche Landesausſchuß in der Note 
vom 1. März 1892, 3.256, ab, indem er erklärte, ſich mit der Zahl 
von 51 ſchleſiſchen Plätzen zu begnügen und ſich „blos“ auf die ſchon 
früher erfolgte Annahme des in der Note des mähriſchen 
Landesausſchuſſes vom 29. December 1890 enthaltenen 
Antrages, betreffend die Abtransportirung der eine gewiſſe Zahl über— 
ſchreitenden ſchleſiſchen Zwänglinge nach Iglau, zu beſchränken. 
Die Gegenſchrift theilt mit, es habe hierauf der mähriſche Landes— 
ausſchuß unter dem 6. Juli 1892 mit der von der Klage nicht produ⸗ 
cirten Note Z. 13.022 geantwortet: „Der mähriſche Landesausſchuß hat 
die geſchätzte Note vom 1. März 1892, Z. 256, zur Kenntniß genommen, 
und beehrt ſich, zu eröffnen, daß hierauf bei der Berechnung der Bei— 
träge des ſchleſiſchen Landesfondes auf die mähriſch-ſchleſiſche Zwangs— 
arbeitsanſtalt in Brünn vom Jahre 1891 angefangen Rückſicht genommen 
würde.“ Von hier an beginnt der Streit fi) auch um concrete Geld— 
anſprüche zu drehen. In feiner Note vom 14. April 1893 nimmt 
der mähriſche Landesausſchuß auf Grund eines von der mähriſchen Laudes⸗ 
buchhaltung verfaßten Ausweiſes für das Jahr 1891 auf den Abgang 


des Zwangsarbeitshaus-Fondes von Schleſien eine Vergütung von 
10.979 fl. 3 kr. in Anſpruch. Die Rechnung gründet ſich auf die 


Annahme, daß in der Brünner Anſtalt nur 51 Schleſier und 
99 Mährer angehalten werden ſollen und daß ſouach Schlefien nur 
für jene Verpflegstage, welche auf 51 Zwänglinge durch das ganze 
Jahr entfallen, den Aufwand in derſelben Weiſe zu berich⸗ 
tigen berechtigt ſei, wie das Kronland Mähren den Auf— 
wand für die auf mähriſche Zwängliunge entfallenden Verpflegstage. Da⸗ 
gegen ſeien dem Kronland Schleſien alle weiters für Zwänglinge 
auflaufenden Verpflegstage zur Bezahlung an den mähriſch⸗ſchleſiſchen 
Zwangsarbeitshaus⸗Fond, beziehungsweiſe Landesfond mit 45 kr. per 
Tag wie den fremden Kron ländern zu liquidireu. 

Der ſchleſiſche Landesausſchuß erklärte in der Note vom 11. Juli 
1893, Z. 3074, daß die auf Schleſien pro 1891 eutfallende Beitrags⸗ 
ſumme nur 8794 fl. 94 kr. betrage, da der fchleſiſche Landesausſchuß 
niemals eine Verpflichtung übernommen habe, für irgend welche in der 
Brünner Anſtalt augehaltene ſchleſiſche Zwänglinge eine Verpflegsgebühr 
von 45 kr. per Kopf und Tag zu bezahlen. Die Forderung des mähriſchen 
Landesausſchuſſes wäre nur dann richtig, wenn Schleſien die Auträge 
vom 5. December 1891 angenommen hätte; der ſchleſiſche Yandes- 
ausſchuß habe dieſe Anträge aber abgelehnt und nur jene vom 
29. December 1890 angenommen. Danach aber haben, wie 
bis dahin, auch weiterhin Mähren und Schleſien nach dem Verhält— 
niſſe der für die mähriſchen und für die ſchleſiſchen Zwänglinge in der 
Auſtalt aufgelaufenen Verpflegstage beizutragen; nur inſoferne wurde ein 
neuer Regulator geſchaffen, als vereinbart wurde, daß unter gewiſſen 
Vorausſetzungen die eine gewiſſe Ziffer überſteigende Zahl von ſchleſiſchen 
Zwänglingen nach Iglau abtransportirt werden könne. Thatſächlich ſeien 
nach der Nachweiſung der mähriſchen Landesbuchhaltung im Jahre 1891 
in der Brünner Anſtalt in Suuma 91.636 Verpflegstage, beziehungs⸗ 
weiſe nach Abzug der für böhmiſche Zwänglinge entfallenden 2237 nur 
89.399 Verpflegstage erwachſen; von dieſen entfielen auf ſchleſiſche Zwäng— 
linge 28.053 und auf mähriſche Zwäuglinge 61.346 Verpflegstage. 
Der unbedeckte Abgang des Fondes betrage im Jahre 1891 28.027 fl. 61 kr.; 
nach dem Verhältniffe der entfallenden Verpflegstage habe von dieſem 
Abgang Mähren 19.232 fl. 67 kr. und Schleſien 8794 fl. 94 kr. zu tragen. 
Auf Grund weiterer Abrechnungen habe Schleſien zu den Abgängen des 
mähriſch⸗ſchleſiſchen Gebürhaus- und Zwangsarbeitshaus-Fondes und nach 
Abzug des Ueberſchuſſes aus dem mähriſch-ſchleſiſchen Findelfonde noch 
9048 fl. 04 kr. beizutragen, dagegen der mähriſche Landesfond auf die 
ſchleſiſchen Landesauslagen für die mähriſchen Enclaven die Summe von 
12.540 fl. 27 kr. zu leiſten, fo daß ſich für den ſchleſiſchen Landes- und 
Domeſticalfond ein Guthaben von 3492 fl. 23 kr. ergebe. 

In der Note vom 4. September 1894, 3. 7585, erſuchte dem⸗ 
gemäß der ſchleſiſche Landesausſchuß den mähriſchen Landesausſchuß, das 
aus der Abrechnung für das Jahr 1891 ſich für Schleſien ergebende 


erwähnte Guthaben von 3492 fl. 23 kr., beziehungsweiſe nach Abzug 
des bereits von der mähriſchen Landescaſſe eingezahlten Betrages von 
1561 fl. 24 kr. den fi ergebenden Reſtbetrag von 1930 fl. 99 kr. an die 
ſchleſiſche Landescaſſe einzuzahlen. Er entwickelt dabei abermals eingehend 
die Grund ſätze, nach denen die Verrechnung zu erfolgen 
habe, nochmals betonend, daß Schleſien ſich zwar verpflichtet habe, 
die Verpflegskoſten für die in eine rein mähriſche 
Swangsarbeitsanitalt transportirten ſchleſiſchen Zwäng— 
linge zu vergüten, nie aber ſich zu der gleichen Leiſtung 
für die in der gemeinſamen Anſtalt Detinirten ver— 
pflichtet habe, mag die Geſammzahl der dort befindlichen Zwäng— 
linge auch die Zahl 250 und die der ſchleſiſchen Zwänglinge die Zahl 51 
überſteigen. 2 
Dagegen beharrte der mähriſche Landesausſchuß in feiner Note vom 
10. Mai 1895, 3 41.084, davon ausgehend, daß ſich das Benutzungs- 
recht der beiden Länder nach der Größe ihrer Antheile 
an der Auſtalt zu beſtimmen habe, auf der Anſicht, daß für Mähren 
von dem vorhandenen Belagraume für 250 Köpfe 199, für Schleſien 
51 Plätze entfallen, daß ſonach nur die auf 51 Köpfe entfallenden 
18.615 (beziehungsweiſe 18.666 Verpflegstage ſchleſiſcher Zwänglinge 


denen der mähriſchen gleich zu halten ſeien, und daß alle ſchleſiſchen 
| den im Sinne des Geſetzes von 1885 Mähren zu machen verpflichtet 


Zwänglinge über 51 Köpfe hinaus als Angehörige 
eines fremden Kronlandes anzuſehen kommen. 0 

5 Da ſonach eine Cinigung nicht erzielt werden konnte, kam es zur 
vorliegenden Klage. 
5 Schon in der Eingabe, mit welcher der mähr. Landesausſchuß 
eine Erſtreckung der Friſt für die Einbringung feiner Gegenſchrift er⸗ 
wirkte, hatte er bemerkt, daß er die Com petenz des Reichsge⸗ 
richtes (Art. 3, lit. a des St. G. G. über die Einſetzung des Reichs⸗ 
gerichtes) in dieſer Sache beſtreite, 0 


Anſpruch auf den privatrechtlichen Titel des Miteigenthumes ſtlütze 
und ſelbſt den öffentlich-rechllichen Charakter der Verpflichtung zur 
Beitragsleiſtung leugne, da er behaupte, daß die vereinbarten Grund⸗ 
ſätze über die Abrechnung behufs Vertheilung des Nettoabganges der 
gemeinſamen Anſtalt bis zur einverſtändlichen Abänderung fortdauern 
und durch das Geſetz vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 90, nicht 
berührt worden ſeien. Für die Competenz des Reichsgerichtes ſei aber 
kein Platz, wo der Klageanſpruch ſich nur auf Verein 
barungen ſtütze. i 

Dieſe Einwendung kann nicht als begründet erkannt 
. 1 19105 een an Sachen, die dem Staate, dem 
Lande oder einer Gemeinde gehören; aber die hinſichtli ebrauchs 
und der Verwaltung dieſer Sachen beſteh ee 
ſonderen Vorſchriften werden ſchon im 
alſo gewiß öffentlich- rechtlicher 
Milz. und Währungsvertrag, 
Reichshälften mit einander abſchloſſen (R. G. Bl. 1892, Nr 132), muß 
unfraglich als eine Vereinbarung charakteriſirt werden, aber Nie- 
mand wird einen privatrechtlichen Vertrag in ihm erblicken So 
tt auch im vorliegenden Falle in Rückſicht der privatrechtlichen Seite 
des Miteigenthums an der Brünner Anſtalt unter rt. 
gar nichts ſtreitig, die Antheile der beiden 
ſind bis auf die Hunderttauſendtheile 
fixirt und unbeſtritten. Streitig iſt nur der Sinn und Tragweite 
einer dem öffentlichen Recht angehörenden Vereinbarung beider Länder. 
Daß fie dem öffentlichen Recht angehört, kaun gegenüber dem citirten 
Geſetze von 1885 nicht zweifelhaft fein. Ein Rechtsinſtitut iſt publici 
juris, ſoweit es Geſammtzwecke verfolgt, deren Realiſirung einem 
die Intereſſen der Geſammtheit vertretenden Organis⸗ 
mus anheimgegeben it. Das citivte Geſetz ſpricht aber unzweideutig 
aus, daß die Zwangsarbeitsauſtalten der Förderung der öffentlichen 
Sicherheit zu dienen haben, daß die Vorſorge für dieſe Anſtalten 
Sache des Landes iſt und daß auch mehrere Länder ſich 
zur Errichtung einer gemeinſamen Zwangsarbeitsanſtalt vereinigen 
können. Das Nämliche ergibt ſich auch aus der Geſchichte der 
Brünner Anſtalt ſelbſt. Vom privatrechtlichen Geſichts⸗ 
punkte aus wäre ſchwer erklärbar, daß der Beitragsquotient zur Errich— 
tung und Erhaltung der Anſtalt urſp 
rungsziffer 
ohne Rückf 


Natur bezeichnet. Der 
den die Miniſterien der beiden 


Miteigenthümer 
eines Procents 


feſtgeſtellt war, die Aufnahme der Zwänglinge aber 


0 i eſer die vielmehr vor das ordentliche 
Gericht gehöre. In ſeiner Gegenſchrift begründet er die Einwendung der 
Incompetenz des Näheren damit, daß der klagende Theil ſeinen 


enden Abweichungen und be⸗ 
8 290 b. G. B. als ſtaats-, 


den Proceßparteien 


1 


rünglich nach der Bevölke⸗ 


lediglich mit Rückſichtnahme auf die Qualität der Individuen, d. h. 
eben mit Rückſicht auf die öffentliche Sicherheit. Und nicht anders ſteht 
es mit den ſpäter diesfalls eingetretenen Veränderun— 
gen, die theils von oben herab angeordnet wurden, theils durch 
Vereinbarungen erfolgten. Das Alles iſt „Staatsrecht“ im 
Sinne des 8 290 b. G. B. j. f. 

Zum Zweiten ſtellt die Gegenſchrift der Klage die Einwen— 
dung der Verjährung nach § 1489 b. G. B. entgegen. Sie 
erklärt mithin die Klage für eine Eutſchädigungsklage, die darum bereits 
verjährt ſei, weil die Abrechnung für das Jahr 1891 den ſchleſiſchen 
Landesausſchuſſe ſeit mehr als 3 Jahren und 8 Monaten bekannt ge— 
weſen ſei. 

Auch dieſe Einwendung iſt nicht ſtichhältig. Zwar würde der 
Umſtand, daß der Klageanſpruch dem öffentlichen Rechte ange— 
hört, an ſich die Verjährung noch nicht ausſchließen, deun es gibt auch 
Anſprüche publiei juris, die der Verjährung unterliegen. Wohl aber 
iſt richtig, was die Replik ausführt, daß die Klage keine Entſchädi 
gungsklage im techniſchen Sinne iſt. Mag man ſie denken als ge— 
richtet auf die Erſtattung von Beträgen, welche das Land Mähren von 
Schleſien ohne rechtlichen Grund in Empfang genommen hat, 
oder mag man ſagen, Schleſien habe einen Aufwand gemacht, 


geweſen wäre, — in beiden Fällen handelt es ſich um einen Auſpruch, der 
nicht der Bjährigen Verjährung unterliegt. 8 
Zum Dritten wird eingewendet, daß das Klagebegehren ſach lich 


unbegründet ſei. Auch hier aber handelt es ſich zunächſt um ein 


ſormelles Bedenken. Die Gegenſchrift findet, der im Klagepelit ent— 
haltene Zwiſchenſatz: 

„ohne Rückſicht, ob die dem Lande Schleſien nach dem Eigen— 
thumsrechte an der bezeichneten Anſtalt zuſtehenden Plätze in dem 
Abrechnungsjahre mehr oder weniger beſetzt waren“ 

bedeute nach ſeinem Wortlaute: 

Es ſolle nicht darauf ankommen, ob die dem Lande Schleſien 
reſervirten 51 Plätze in dem Abrechnungsjahre „voll beſetzt 
waren oder nicht“, er umfaſſe aber nicht auch den Fall, daß 
mehr als 51 ſchleſiſche Zwänglinge in der Anſtalt unter⸗ 
gebracht waren. 

So verſtanden würde der Satz den Intentionen des mähriſchen 
Landesausſchuſſes vollkommen entſprechen, denn er würde 
mit ſich bringen, daß für die die Ziffer 51 überſteigenden ſchleſiſchen 
Zwänglinge die Verpflegsgebühr bezahlt werden müßte. Der mähriſche 
Landesausſchuß verkennt aber ſelbſt nicht, daß „nach dem 
ganzen Tenor der Klage“ der erwähnte Zwiſchenſatz in 
einen anderen Sinne gemeint iſt, fo daß er beſagen ſoll: 

„ohne Rückſicht auf die jeweilige Anzahl der in der 
mähr.⸗ſchleſiſchen Zwangsarbeitsanſtalt angehaltenen Schleſier“; 

er verwahrt ſich aber „gegen eine ſolche Aenderung des Klage— 
begehrens“. Eine Aenderung des Petits hat deun auch der ſchleſiſche Landes⸗ 
ausſchuß in ſeiner Replik geradezu für überflüſſig erklärt, da der 
Zwiſchenſatz, nur beſtimmt, das näher zu erläutern, „was ſich nach dem 
Gange der Ausführungen der Klage von ſelbſt verſteht“, nur die 
zweiterwähnte Bedeutung haben könne. 

In der That kann nicht zweifelhaft fein, daß der erwähnte Zwiſchen⸗ 
ſatz zweideutig ſiſt und beſſer aus dem Petit weggeblieben 
wäre; da aber nichtsdeſtoweniger vollkommen klar iſt, was die 
Klage nach ihrem ganzen Zuſammenhang begehrt, ſo kann 
das Petit nicht wohl in einem Sinne auszulegen ſein, der mit einer 
Zurückziehung desſelben gleichbedeutend wäre. 

Was meritoriſch gegen das Klagebegehren eingewendet wird, 
ſcheint nicht ganz widerſpruchsfrei zu ſein. Einerſeits wird 
nämlich behauptet, der ſchleſiſche Landesausſchuß verlange, es ſolle auf die 
Vereinbarungen, wie ſie aus den in den Beilagen 3 bis 9 der Klage 
niedergelegten Verhandlungen hervorgegangen find, einfach zurückge— 
griffen und Alles, was nachträglich noch vereinbart worden 
iſt, ignorirt werden, während doch ſpäter eine weſentliche 
Neuerung zu dem früheren Uebereinkommen, betreffend das Recht 
des mähriſchen Landesausſchuſſes, ſchleſiſche Zwänglinge unter beſtimmten 
Vorausſetzungen nach Iglau zu transferiren, beiderfeits acceptirt worden ſei. 

Andererſeits hebt die Gegenſchrift hervor, daß die Klage 
ſelbſt anführe, daß mit der Note des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 
1. Auguſt 1889, Z. 16.104, neue Verhandlungen eingeleitet wurden, 


icht auf dieſen Beitragsquotienten erfolgte, die in den Beilagen 10--14 der Klage enthalten find und in der in 


der Gegenſchrift ſelbſt mitgetheilten Note des mähriſchen Laudesausſchuſſes 
vom 6. Juli 1892, 3. 13.022, ihren Abſchluß fanden, ſowie auch, daß 
in der Klage die die Abtrausportirung der überzähligen 
ſchleſiſchen Zwänglinge nach Iglau betrefſende Neuerung als zu Recht 
beſtehend ausdrücklich zugegeben werde. Eben darum aber, 
weil der Rechtsbeſtand dieſer Vereinbarung auch vom ſchleſiſchen Landes— 
ausſchuß in der beſtimmteſten Weiſe in der Klage und ebenſo auch 
wieder in der Replik anerkannt wird, bedarf er nicht einer 
Feſtſtellung durch das Erkeuutniß des Reichsgerichtes. 
Das Klagebegehren bezieht ſich in feinem Punkte 1 nur auf die in der 
Brünner Anſtalt befindlichen, nicht auch auf die rechtmäßig 
nach Iglau transportirten ſchleſiſchen Zwänglinge — 
Zulaſſung dieſes Begehrens präjudicirt daher dem Rechtsbeſtande der die 
Abtransportirung betreffenden Vereinbarung durchaus nicht. 

Endlich betont die Gegenſchrift, daß auch keine Veranlaſ— 


jung zur Einbringung der Klage für den ſchleſiſchen Landesausſchuß 


gegeben ſei. Der Miteigenthumsantheil Schleſiens an 
der Brünner Anſtalt betrage 286 oder 20662 % (ganz genau 
20.66206% ͤ während der Antheil Mährens ſich auf 79˙33794% 
ſtellty). Darum ſollte das Land Schleſien auch an den Nutzungen 
und Laſten der Anſtalt nach den Grundſätzen des bürger— 
lichen Rechtes (88 839 und 840 b. G. B.) nur nach dem gleichen 


Verhältniſſe Theil haben, während es thatſächlich Jahre 


lang die gemeinſchaftliche Anſtalt in einem Maße benutzt habe, 
das weit hinausging über den ihm zuſtehenden Antheil, 
ja das zuweilen das Doppelte der dem Lande Schleſien reſervirten Plätze 
überftieg. 

In der That iſt der Streit weſentlich aus dieſer That— 
ſache erwachſen. In den Proceßſchriften wie in den vor Jahren er 
laſſenen Noten des mähriſchen Landesausſchuſſes kehrt immer die Beſchwerde 
wieder, daß die gemeinſame Anſtalt mit ſchleſiſchen Zwänglingen zu 
ſtark belegt ſei, daß ſie von Schleſiern überfüllt ſei, ſo daß Mähren gar 
nicht die Möglichkeit habe, die für Mähren vorbehaltenen Plätze mit 
mähriſchen Zwänglingen zu beſetzen — während freilich von ſchleſiſcher 
Seite trotzdem behauptet wird, Mähren ziebe den relativ größeren 
Nutzen aus der gemeinſamen Anſtalt. 

Rechtlich ausſchlaggebend kann unn allerdings nach dem, 
was oben bei der Beſprechung der Einwendung der Incompetenz aus⸗ 


geführt wurde, die Berufung auf die citirten Paragraphen 


des b. G. B. nicht ſein, wie denn auch die Duplik ſich noch weiter 
auf Gerechtigkeit und Billigkeit beruft. Jedenfalls aber fordert ſchon 


die Thatſache, daß beideu Ländern beſtimmte Antheile 


an der gemeinſamen Anſtalt zuſtehen, zu einer Prüfung der Frage 
nach der rechtlichen Bedeutung dieſer Antheile heraus. 

Von der Gründung der Brünner Anſtalt bis zum Jahre 1850 bezeich⸗ 
nete dieſer Antheil nichts Anderes als den nach der Bevölke⸗— 
rungsziffer bemeſſenen Beitragsquotienten zur Errich— 
tung und Erhaltung der Anftalt; für die Zahl der aus dem 
einen und dem anderen Lande aufzunehmenden Zwänglinge hatte er 
unbeſtrittenermaßen keine Bedeutung. Seit dem Jahre 1850 aber 
wurde eine dem Verhältniß der Concurrenzbeiträge entſprechende Zahl 
von Plätzen für Schleſien vorbehalten, die damals 41 ¼ betrug. 
Diefe Zahl und die Qualität der Perſonen, für welche als „fchlefifche 
Zwänglinge“ dieſe Plätze beſtimmt ſind, hat gewechſelt; jetzt be— 
trägt ſie 51. 

Die nächſtgelegene Bedeutung einer ſolchen Fixirung wäre wohl 
die: Aufgenommen werden nur 51 ſchleſiſche Zwäng— 
linge nebeneinander in der Auſtalt; iſt dieſe Zahl einmal er— 
reicht, ſo iſt für jeden weiteren ſchleſiſchen Zwängling die 
gemeinſame Anſtalt verſchloſſen, es muß für ihn eine andere 
Unterkunft geſucht werden. Daß dies jedoch nicht wirklich der Sinn 
der Fixirung war, iſt zweifellos; fo lange nicht der geſammte Belag- 
raum der Anſtalt in Anſpruch genommen war, iſt auch thatſächlich kein 
ſchleſiſcher Zwängling aus dem Grunde zurückgewieſen worden, weil die 
Zahl der ſchleſiſchen Plätze bereits beſetzt ſei. 

Dauach kann die Fixirung einer gewiſſen Zahl von Plätzen nur 
bedeuten, daß eine nach irgend welcher Richtung verſchiedene 
Behandlung der Zwänglinge bis zur Normalzahl und 
der die Normalzahl überſteigenden ſtattzufinden habe. In 
dieſer Richtung wäre es möglich, den Unterſchied dahin zu beſtimmen, 
daß die Zwänglinge bis zur Normalzahl aus den eigenen Einnahmen der 
Anſtalt und den proportionellen Beiträgen der beiden Landesfonde er- 


die 
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halten werden, für die überſchießende Zahl aber die Ver— 
A ene geradeſo bezahlt werden müſſen, wie für 
fremdländiſche Zwänglinge. Das iſt der Modus, den der u ä hriſche 
Landesausſchuß auch wirklich eingehalten wiſſen will. Doch hat er 
ihn im Verlaufe des Noteuwechſels mit dem ſchleſiſchen Landesausſchuſſe 
immer nur für eine Ueberzahl ſchleſiſcher Zwänglinge aufgeſtellt, 
nicht auch für den Fall einer Ueberzahl mähriſcher Zwänglinge aus⸗ 
geſprochen; erſt in der Duplik hat er ſich bereit erklärt, den gleichen 
Satz auch für den Fall gelten zu laſſen, wenn einmal die Zahl der 
mähriſchen Zwäuglinge in der gemeinſamen Anſtalt die Ziffer 199 
überſteigen ſollte. — Der ſchleſiſche Landesausſchuß dagegen hat in 
keinem der vorliegenden Actenſtücke eine Verpflichtung 
übernommen oder anerkannt, für jene in Brünn detinirten ſchleſiſchen 
Zwänglinge, welche die Zahl der für Schleſien reſervirten Plätze über— 
ſteigen, die Verpflegskoſten zu entrichten; und aus dem Ge— 
ſetze vom 24. Mai 1885, Nr. 90, iſt ſie auch nicht zu begrün— 
den; was dieſes Geſetz (§S 4) von den dem Lande nicht ange— 
hörigen Zwänglingen beſtimmt — dem Lande nicht angehörig, dem 
die Zwangsanſtalt gehört —, muß doch ſinngemäß, wofern die An— 
ſtalt zwei Ländern gemein iſt, auf jene Zwänglinge eingeſchränkt 
werden, die keinem dieſer beiden Länder angehören, da 
ſprachlich wie juriſtiſch richtig jeder Miteigenthümer von der gemein— 
ſamen Sache ſagen darf: ſie gehöre ihm. M. a. W.: Auch ein Land, das 
nur Miteigenthümer einer Zwangsarbeitsanſtalt iſt, kann aus 
de m Geſetze von 1885 nicht angehalten werden, für die ihm 
angehörigen, dort detinirten Zwänglinge den Erſatz der Verpflegs— 
koſten nach der firirten Gebühr zu leiſten. Ja es hat ſogar 
der mähriſche Landesausſchuß ſelbſt in der Note vom 4. Sep⸗ 
tember 1886 (Klagebeilage 3), in welcher er davon ausgeht, für jene 
Zahl der in der Brünner Anſtalt untergebrachten Schleſier, die das 
Fünftel der Geſammtzahl der Zwänglinge überſteige, den Verpflegskoſten⸗ 
erſatz zu beanſpruchen, an der Stelle, wo er den in Anregung ge⸗ 
brachten neuen Vertheilungsmodus nach dem Verhältniſſe der für die 
beiderſeitigen Zwänglinge aufgelaufenen Verpflegstage beſpricht, in der 
für das Jahr 1885 aufgeſtellten Berechnung für keinen der ſchle— 
ſiſchen Zwänglinge, obwohl ihre Zahl die der reſer— 
virten Plätze namhaft überſtieg, die Verpflegskoſten nach der 
fixirten Gebühr berechnet, trotzdem aber dieſen Modus als „voll ko m— 
men gerecht“ und dem Geſetze entſprechend bezeichnet. 

Gleichwohl iſt richtig, daß der mähriſche Landesausſchuß, auch 
nachdem er ſich mit dem ſchleſiſchen Landesausſchuſſe geeinigt hatte, 
daß die durch die eigenen Einkünfte der gemeinſamen Anſtalt nicht ge⸗ 
deckten Koſten nach dem factiſchen Verhältniß der für die 
mähriſchen und ſchleſiſchen Zwänglinge aufgelaufenen 
Verpflegstage aufgetheilt werden ſollen, ſeine Forderung, es 
müſſe, wenn die Zahl von 20.440 (beziehungsweiſe 20.496) Verpflegs⸗ 
tagen für ſchleſiſche Zwänglinge in einem Jahre überſchritten werde, 
für das Plus die Verpflegsgebühr von 42 kr. per Kopf und 
Tag vergütet werden, keineswegs fallen laſſen. Aber an dieſer Auf— 
faſſung hat er doch in jenem Beſchluß nicht mehr feſtge— 
halten, den er dem ſchleſiſchen Landesausſchuſſe in ſeiner Note vom 
29. December 1890, Z. 48.513 (Klagebeilage 12), mitgetheilt hat; der 
Wortlaut dieſes Beſchluſſes iſt folgender: 

„1. Inſolange als der den Raumverhältniſſen der mähriſch'ſchle— 
ſiſchen Zwangsarbeitsanſtalt in Brünn entſprechende höchſte Zwänglings⸗ 
ſtand von 250 Köpfen nicht erreicht iſt, können ſchleſiſche Zwänglinge, 
ohne Beſchränkung der Zahl derſelben, in dieſe Anſtalt ein— 
geliefert werden, wobei ſelbſtverſtändlich darauf keine Rückſicht genommen 
werden kann, von welcher Landes-Commiſſion dieſelben internirt ſind, 
und wobei auf den ſchließlichen jährlichen Abgang des mähriſch“ſchleſiſchen 
Zwangsarbeitshaus-Fondes Mähren und Schleſien nach dem Verhältniſſe 
der für mähriſche (incluſive der Enclaven) und ſchleſiſche Zwänglinge 
aufgelaufenen Verpflegstage wie bisher beizutragen haben. 

2. Wird infolge weiterer Einlieferungen der Stand von 250 
Köpfen überſchritten und befinden ſich mehr als 51 ſchleſiſche Zwäng⸗ 
linge in der Auſtalt, fo find vor allem Anderen keine ſchleſiſchen Corri- 
genden mehr aufzunehmen, ſondern alle für die Brünner Anſtalt weiter 
notionirten Schleſier vorläufig an die Iglauer Zwangsarbeitsanſtalt zu 
überſtellen. 

Werden dann über den Stand von 250 Köpfen weitere mähriſche 
Zwänglinge eingelieſert, ſo ſind dieſelben der Brünner Anſtalt zu be⸗ 
laſſen, dagegen ebenſoviele ſchleſiſche Zwänglinge aus der Brünner 


Auſtalt vorläufig in die Iglauer 
DT at Transferirt 
per Kopf und Tag wie für die übrigen fremdländiſchen 
Zwänglinge, dermal ſonach mit 45 kr. je 8 und 0 
de m ſchleſiſchen Landesfond zu vergüten fein werden. 
Pede a u iſt fo lange fortzuſetzen, bis, bei einem Geſammt⸗ 
] von 250 Köpfen, in der Brünner Anſtalt nur mehr 51 ſchleſiſche 
und 199 mähriſche Zwänglinge ſich befinden.“ 
515 155 e dieſes von dem ſchleſiſchen Landesausſchuß mit Note 
5 80 1892, 3. 256 (Klagsbeilage 15) acceptirten Beſchluſſes 
läßt wohl nichts Zu wünſchen übrig. Grundſätzlich gilt inner— 
1 eines Zwänglingsſtandes von 250 Köpfen keine 
= chränkung rückſichtlich der Zahl der aufzunehmenden ſchleſiſchen 
Zwänglinge und der Abgang des Fondes repartirt ſich wie bisher 
auf die beiden Länder nach der Zahl der beiderfeitig aufgelaufenen Ver⸗ 
pflegetage. Daß auch bei einer die Ziffer 51 weit überſteigenden Zahl 
ſchleſiſcher Zwänglinge die Verpflegsgebü hr von 45 kr. für die 
überſchießende Kopfzahl micht gefordert werden kann, wird dadurch voll- 
kommen ſicher, daß die Zahlung dieſer Gebühr nur für einen ganz 
beſtimmten Fall, den der Abtransportirung ſchleſiſcher 
n 95 nach Iglau, ſtatuirt iſt. 
8 ie Gegenſchrift und die Duplik führ 
dieſes Recht, ſchleſiſche Zwänglinge mier Nei 59 | 
wansferiren, dem mähriſchen Landesausſchuſſe ermögliche, die Bedin⸗ 
gungen herbeizuführen, unter denen die Zahl der beiderſeiligen Zwäng⸗ 
linge ſo ziemlich dem Miteigenthumsverhältniſſe beider Theile entſpräche, 
und daß der mähriſche Landesausſchuß, wenn er von dieſem Rechte im 
vollen Maße Gebrauch gemacht hätte, in unanfechtbarer Weiſe 
etwa das nämliche fimanzielle Ergebniß hätte herbeiführen können, welches 
ans der vom ſchleſiſchen Landesausſchuß angefochtenen Einſtellung der 
Verpflegskoſtengebühr für die Ueberzahl der ſchleſiſchen Zwänglinge re- 
ſultirt. Allein da von dem Abtransportirungsrecht dieſer Gebrauch that⸗ 
ſächlich nicht gemacht wurde, ſo muß eben, ſoweit es nicht zur 
Anwendung kam, die Berechnung nicht nach Punkt 2, ſondern nach 
5 unkt 1 der in der Note vom 29. December 1890 enthaltenen Grund⸗ 
ſätze eingerichtet und dieſe Berechnung als die dem Uebereinkommen 
entſprechende angeſehen werden. Für die rechtliche Beurtheilung können 
auch die ſehr löblichen Motive, die den mähriſchen Landesausſchuß be⸗ 
ſtimmt haben, ſchleſiſche Zwänglinge nicht abzutransportiren, nicht ent- 
ſcheidend in die Wagſchale fallen. ö + 
Aus der Feſtſtellung der Abrechnungsart über die Beitragsleiſtung 
zu dem unbedeckten Abgang des mähriſch⸗ſchleſiſchen Zwangsarbeitshaus⸗ 
Fondes ergeben ſich von ſelbſt die Summen, zu deren Refundirung der 
mähriſche Landesausſchuß dem ſchleſiſchen Landesfonde verhalten iſt. 
(Erkenntniß des k. k. Reichsgerichtes v. 20. October 1897, 3. 334) 


e daun die Verpflegskoſten 


ehr richtig aus, daß 
eichneten Umſtänden zu 


Der Umſtand, daß mit dem Ber x i 

„ Di werfäbet 9 
fremden Grunpftüdes unvermeidlich e 
ſat pflicht des Bergwerksbeſitzers 


eine Schädigung 
ſchließt die Er⸗ 
8 We ter Erſatzpflicht. 

Gegenüber dem auf Bezahlung des Erſatzes für die z "= 
maßen infolge Bergbaubetriebes des Bellagten 5 = ur 
ſtücke entjtandenen Schäden gerichteten Klagebegehren ſtützte der Beklagte 
feine Rechtsvertheidigung nuf den Befund und das Gutachten der Sach 
verſtändigen im Bergbaufache welche ſich dahin geäußert haben, die 
Schäden ſeien keine ungewöhnliche Erſcheinung, vielmehr die Folge eines 
regelmäßigen Bergbaubetriebes und überall dort wahrnehmbar, wo ähn- 
liche Verhältniſſe vorwalten, und beſtritt unter Berufung auf 88 5, 40 
124 und 126 des allgemeinen Berggefeges feine Erſagpflſcht für die 
Schäden. 

Dieſe Anſchauung wurde von allen drei Inſtanzen und insbeſon⸗ 
dere vom oberſten Gerichtshofe mittelſt Entſcheidung vom 17. Fe⸗ 
bruar 1897, Z. 718, mit der Begründung als rechtsirrthümlich bezeichnet 
daß dem Bergwerksbeſitzer kein anderes und auch kein mehreres Recht 
als das Eigenthumsrecht auf die innerhalb einer beſtimmten Begrenzung 
vorkommenden, für vorbehalten erklärten Mineralien zuſteht, und daß 
für die Ausübung dieſes Eigenthumsrechtes die Schranken des $ 364 
a. b. G. B., wonach die Ausübung des Eigenthumsrechtes überhaupt nur 
inſofern ſtattfindet, als dadurch in die Rechte eines Dritten kein Eingriff 
geschieht, ſowie die in den SS 170 und 222 a. B. G. enthaltene Ein- 
ſchränkung, der gemäß durch den Bergbau weder die Sicherheit von 


nicht aus. Umfang die 


Zwangsarbeitsanſtalt abzugeben, für 
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Perſonen, noch auch von Eigenthumsobjecten gefährdet werden ſoll, zu 


gelten haben. 
In Betreff der Erſatzpflicht des Beklagten wurde in den Gründen 


des oberſten Gerichtshofes und in den auf dieſen Punkt bezüglichen, von 


dem oberſten Gerichtshofe als der Actenlage und dem Geſetze entſprechend 
bezeichneten erſtrichterlichen Gründen des Weiteren ausgeführt: Nach $ 1311 
a. b. G. B. hat den auch nur durch Zufall entſtandenen Schaden der— 
jenige, welcher den Zufall durch ſein Verſchulden veranlaßt hat, zu er— 
ſetzen. Dieſes Verſchulden muß aber nicht in der Uebertretung eines 
Geſetzes oder in grober Fahrläſſigkeit gelegen ſein, es genügt vielmehr 
die „wiſſentliche“ Veranlaſſung des Zufalles, der den Schaden herbei— 
geführt hat. Eine ſolche Veranlaſſung hat der Beklagte vorliegenden Falles 
dadurch gegeben, daß er mit Hintanſetzung der beim Bergbaubetriebe nach 


abgeleitet werden kann. 

Belangend den Umfang der Erſatzpflicht, wurde dem Kläger der 
von den Sachverſtändigen der Landwirthſchäft ermittelte und zifſermäßig 
beſtimmte Werth der durch Bruch und Senkung beſchädigten Fläche zu— 
geſprochen, weil die ſachverſtändigen Landwirthe und die Sachverſtändigen 
im Bergbaufache die Wiederherſtellung der durch den Bergbaubetrieb des 
Beklagten beſchädigten Grundfläche in den vorigen Stand für unmöglich 
erklärt haben. Das Klagebegehren iſt wohl auf die Zurückverſetzung der 
beſchädigten Grundfläche in den vorigen Staud gerichtet, da dieſe jedoch 
unmöglich iſt, ſo entſpricht der diesbezügliche Theil der gleichförmigen 
Urtheile der beiden Untergerichte der Actenlage und dem § 1323 a. b. G. B. 
Da der Sachbeſtand klar erörtert vorliegt, die Prämiſſen fir die richter- 
liche Entſcheidung durch gerichtlichen Augenſchein, durch Befunde und 
Gutachten der gerichtlich beeideten Sachverſtändigen feſtgeſtellt worden 
find, konnte auch ſofort erkannt werden, ob der Beklagte gemäß § 1323 
a. b. G. B. ſchuldig ſei, den durch ſeinen Steinkohlenbergbau verurſachten 
Schaden zu erſetzen, und auf welche der beiden im $ 1323 a. b. G. B. 
gedachten Arten Erſatz zu leiſten ſei. 

Wenn nun entgegen dem nach der erſteren Art der Schadenerſatz⸗ 
leiſtungspflicht erhobenen Klagsanſpruche erkannt wurde, daß der Be— 
klagte für den zugefügten Schaden auf die andere der beiden oben— 
erwähnten Arten aufzukommen habe, ſo kann hierin eine über das 
Klagebegehren hinausreichende Entſcheidung nicht gefunden werden, weil 
nach der bezogenen Geſetzesſtelle dann, wenn die Zurückverſetzung in den 
vorigen Stand unthunlich iſt, der Schätzungswerth zu vergüten iſt. Die 
Entſcheidung darüber aber, ob dieſe Zurückverſetzung thunlich oder un— 
thunlich iſt, hat der Richter auf Grund des vorliegenden Beweis— 
materiales zu fällen, und er erſcheint hiebei auch berechtigt, auſ das 
Geringere zu erkennen, ohne hiedurch gegen die im § 248 a. G. O. und 
in der Reſ. vom 14. Juni 1784, J. G. S. Nr. 306, lit. c, enthaltenen 
Beſtimmungen zu verſtoßen. 

Der Kläger kann ſich dadurch, daß ihm nur der Schätzwerth der 
beſchädigten Fläche als Erſatz zuerkannt, und der Beklagte dadurch, daß 
dem Kläger nicht aufgetragen wurde, ihm gegen Zahlung des Schätz— 
werthes die beſchädigte Grundfläche laſtenfrei in das Eigenthum abzu 
treten, nicht mit Grund für beſchwert erachten, weil es ſich hier ledig— 
lich um die Ermittlung des Werthes handelt, welchen die Grundfläche 
vor ihrer Beſchädigung durch den Bergbau als landwirthſchaftliches 
Grundſtück hatte, nicht aber um eine Enteignung. Der Nachtheil, welcher 
durch den Bergbaubetrieb des Beklagten dem Kläger dadurch zugefügt 
wurde, daß er die beſchädigte Grundfläche als landwirthſchaftliches 
Object nicht benützen kaun, iſt der Schade ($ 1293 a. b. G. B.), deſſen 
Erſatz er vom Beklagten zu fordern berechtigt iſt und, da der Beklagte 
nur dieſen Erſatz leiſtet und nicht den vollen Werth zahlt, kann er auch 
nicht die Abtretung der Grundfläche in ſein Eigenthum fordern. 

Dieſen Grundſätzen entſpricht auch die Verfällung des Beklagten 
in den Erſatz des Schadens, welcher dem Kläger dadurch erwachſen iſt, 
daß der an den Bruch angrenzende, mit Riſſen durchfurchte Theil des 


Feldes zwei Jahre hindurch wegen der mit der wirthſchaftlichen Beſtel— 
lung desſelben verbundenen Gefahr unaugebaut bleiben mußte. Auch 
dieſer Nachtheil iſt nach dem Ausſpruche der Sachverſtändigen durch den 
Bergbaubetrieb des Beklagten deu Kläger erwachſen. 

Ebenſo verhält es ſich mit dem Erſatze, den der Kläger dafür 
auſpricht, daß im Ereignißjahre infolge des Bruches und der Riſſe die 
Ernte nicht ſo ergiebig und mit bedeutenderen Auslagen verbunden war, 
als ſie es bei normalen Verhältniſſen geweſen wäre. 

(Beil. d. Vbl. d. Juſt.⸗M.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Hofrath der dalmatiniſchen Statthalterei Alfons 
Pa vich v. Pfauenthal ad personam zum Statthalterei-Vicepräſidenten in 
der IV. Rangsclaſſe ernannt. A 

Se. Majeſtät haben dem Erſten Hofrathe und Kanzleidirector des Oberſt⸗ 
hofmeiſteramtes Fz. Wetſchl den Orden der eif. Krone II. Cl, tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsrath Dr. Auguſt Ritter Engel v. Main⸗ 
felden zum Miniſterialrathe extra statum im Finanzminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsräthen im Finanzminiſterium Joſef 
Ottokar Freih. v. Buſchman und Dr. Moriz Pöſchl den Titel und Charakter 
von Miniſterialräthen taxfrei verliehen. u; 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Aeußern 
ee Merey v. Kapos-Mere das Ritterkreuz des Leopolds-Ordens tarfrei 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzdirector Guſtav 
Kahn in Troppau den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes beklei⸗ 
deten Rathe der Seebehörde in Trieſt Dr. Fa. Freih. Strobach v. Kleisberg 
tarfrei das Ritterkreuz des Leopolds⸗Ordens verliehen. x 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Trient Friedr. v. Tren⸗ 
tini den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. l 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrath Anton Spillar zum Rec 
nungsdirector der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Rechnungsrath Conſtantin Danhelovsky zum 
wirklichen Hofſecretär des gemeinſamen Oberſten Rechnungshofes ernannt und dem 
dortigen Oberrechnungsrathe Paul Ritter v. Raab taxfrei den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Official im Miniſterium des Innern Johann 
Kaufmann anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hilſs⸗ 
amter⸗Directors verliehen. . 

Se. Majeſtät haben den geweſenen Bürgermeiſter von Wagſtadt Carl 
Haniſch das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 0 

Der gemeinſame Oberſte Rechnungshof hat den Conceptspraktikanten 
Jur.⸗Dr. Carl Piſtauer zum Rechnungs⸗Adjuncten ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthalterei⸗Secretäre Severin Chrzasczewski, Anton Reiner, Ladisl. R. 
v. Fedoromwicz, Boleslaus Szezerbinski und Julius Zulauf, dann den 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Thaddäus Freih. v. Loebl 
und den Statthalterei⸗Secretär Thaddäus Bobrzynski zu Bezirkscommiſſären, 
Spiridion Telichowski, Eugen Dültz, Leo Kruszynski, Joh. Turek⸗ 
Niewiadomski, Guſtav Brückner und Conſtantin Piero zynski zu Statt⸗ 
halterei-Secretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bau⸗Adjuncten Albert Hollauſch zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Mähren ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur⸗Adjuncten Franz Nepomucky zum Ingenieur für den Staatsbau⸗ 
dienſt in Dalmatien ernannt. 2 
Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Hofconcipiſten der ſtati⸗ 
ſtiſchen Central⸗Commiſſion Dr. Fz. Meinzinger Edlen v. Meinzigen 
zum proviſoriſchen Viceſecretär und den Conceptspraktikanten dieſer Commiſſion 
Dr. Walter Schiff zum proviſoriſchen Hofconcipiſten ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Adjuncten der k. k. 
Schulbücherverlags⸗Verwaltung in Prag Alois Kur zum Director ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Oberamts-Official der 
k. k. Schulbücher⸗Verlagsdirection in Wien Berthold Windt zun; Directions 
Adjuncten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Alexander Onciul 
zum Finanzrathe und den Finanz-⸗Obercommiſſär Joh. Tyminski, ſowie den 
Finanzcommiſſär Max Becker v. Dornfels zu Finanzſecretären der Finanz: 
direction in Czernowitz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Rudolf Masner, 
den Finanzeommiſſär Carl Formänek und die Steuer⸗Inſpectoren Dr. Adolf 
Simef und Carl Buchtela zu Finanz⸗Secretären, dann den Finanzeommiſſär 
Franz Charouſek zum Finanz⸗Obercommiſſär bei der Finanz⸗Landesdirection 
in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Inſpector Ferd. Koppe zum Steuer⸗ 
Oberinſpector und den Finanzeommiſſär Dr. Eduard Pfleger zum Finanz 
ſecretär der Finanzdirection in Troppau ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Secretär der Finanzprocuratur 
in a Dr. Adalbert Horzeyſchy zum definitiven Finanzprocuratur-Secretär 
ernannt. 
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Der Ackerbauminiſter hat die Forſtmeiſter Joſef Walſche und Joſef 
Heidler zu Forſträthen der Forſt⸗ und Domänendirection Salzburg und den 
Forſtaſſiſtenten Ludw. Kronaus zum Forſt- und Domänenverwalter der Forſt— 
und Domänendirection Wien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſteleven Joſef Owſiak und 3. Lili: 
kiewicz zu Forſtaſſiſtenten der For: und Domaͤnendirection Lemberg ernannt. 
Das Präſidium der k. k. niederöſterr. Finanz⸗Landesdirection hat den 
Gendarmerie-Wachtmeiſter Fz. Peſendorfer zum Steueramts-Adjuncten der 
niederöſterr. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 3 


Erledigungen. 


Eine Adjunctenſtelle bei der k.k. niederöſterr. Finanzprocuratur in 
Wien in der IX., eventuell eine Coneipiſtenſtelle in der X. R. Cl. bis 20. Fe⸗ 
bruar. (Amtsbl. Nr. 13). 1 
Ingenieurſtelle in der IX. R. Cl., 3 Banadjunctenſtellen leine 

proviſoriſch) in der X. R.⸗Cl. und eventuell eine, Baupraktikantenſtelle 
mit 600 fl. jährl. Adjutum beim Staatsbaudienſte in Schleſien bis 10. Februar 
(Amtsblatt Nr. 14. 

5 ee en, 
und zwar eine mi fl. Adjutum jährlich, die übrigen mit je 500 fl. Adjutum 
bis 20. Februar (Amtsblatt Nr. 17), — . 1 


Im Verlage der Manz'ſchen k. u. k. Hof-Verlags- und Univer⸗ 
ſitätsbuchhandlung in Wien erſchien ſoeben: 


Die 
Gerichtsurgauiſations-Geſetze 


neue Geſchäftsordnung 


ſammt allen Aurchführungsverorduungen zu den 
Einilproreßgefegen und den bezüglichen älteren Geſetzen und 
Uerordnungen. 


Mit Erläuterungen aus den Materialien 
und durch Verweiſung auf im Zuſammenhange ſtehende Beſtimmungen und 
einem ausführlichen Regiſter 


von 


Dr. Hugo Schauer, 


Miniſterialſecretär im k. k. Zuſtizminiſterium. 


Groß⸗Detav. 70 Bogen. Preis broſch. fl. 3.—, 
in Ganzleinen god. fl. 3.50. 


Vorſtehender Band bildet eine weitere Fortſetzung der bisher aus— 
gegebenen zwei Schauer'ſchen Geſetzbände und laſſen wir denſelben gleich 
der 2. Auflage der Civilproceßordnung in größerem Forma te und größerem 
Drucke erſcheinen. 

Für Anlage und Durchführung dieſer Geſetzausgabe mit Anmerkungen 
waren dem Verſaſſer im Allgemeinen dieſelben Grundſätze maßgebend, welche 
ſich bei der Bearbeitung der früher erſchienenen Bände (Civilproceßordnung 
und Executionsorduung) bewährt haben. Theils im Contexte, theils in einem 
Anhange find ſämmtliche Durchführungsverordunugen zu den neuen Ge⸗ 
ſetzen, auch die im December v. J. erſchienenen, abgedruckt. 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſanunt 
den Erkeuntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 7 und 8 der Erkenntniſfe 1897. 
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